
 

 

 

                                                       

 

im Kreistag des Landkreis Hildesheim

 

 

 

Herrn Landrat 

Olaf Levonen 

 

o. V. i. A. 

 

 
 
Anfrage zu Wohnungen für Geflüchtete
 

 
 

Sehr geehrter Herr Landrat,

 
in der Sitzung des Migrationsausschusses am 20.11.2018 und in einem Artikel 
der HiAZ vom 21.11.2018 wurde darüber berichtet, dass der Landkreis versucht 

die Anzahl der für Flüchtlinge angemieteten Wohnungen zu verringern. Die 
Betroffenen fallen nun in die 

droht ihnen die Obdachlosigkeit. Der Kreisvorsitzende d
Gemeindebundes warf der Verwaltung vor, das Problem auf Rücken der 

Kommunen austragen zu wollen, da diese im Fall einer Obdachlosigkei
wären. Hierzu hatten wir am 28.11.2018 eine Anfrage gestellt, die von der 
Kreisverwaltung am 10.12.2018 beantwortet wurde.

In einigen  Punkten sind aber noch Fragen offen geblieben. Deshalb bitten wir 
um die Beantwortung der folgenden Fragen:

 
1. Hat es Fälle gegeben, in de
Wohnungen eingewiesen haben?  Falls ja, wie oft kam das vor?

 
2. Das soziale Umfeld ist für eine gelungene Integration von großer 

Bedeutung. Leider geht aus ihrer Antwort nicht hervor, 
Berücksichtigung findet. Deshalb bitten wir um eine eindeutige An
darauf Rücksicht genommen wird, wenn die Betroffenen in ihrem Umfeld gut 

integriert sind? 

 
3.     Leider wird Frage nach einer gemeinsamen Lösung mit dem Jobcenter seiten

Verwaltung nur teilweise beantwortet. Gerade vor dem Hintergrund, dass auch die 

Unterkunftskosten für ALG-II

und dass Jobcenter eine gemeinsame Einrichtung von Landkreis und Agentur für Arbeit 

ist, wäre eine gemeinsame Lösung hier naheliegend. Zudem eine Wohnungssuche der 

Geflüchteten für die vorgesehene Integration in den Arbeitsmarkt wohl eher hinderlich 

ist. Deshalb wiederholen wir unsere Frage: Wird versucht zusammen mit dem Job

eine Lösung zu finden? Falls nein, warum nicht? Ist dies schon einmal Thema in der 

Trägerversammlung gewesen?

                                                       

im Kreistag des Landkreis Hildesheim 

Hildesheim, 6.2

Anfrage zu Wohnungen für Geflüchtete 

Sehr geehrter Herr Landrat, 

in der Sitzung des Migrationsausschusses am 20.11.2018 und in einem Artikel 
der HiAZ vom 21.11.2018 wurde darüber berichtet, dass der Landkreis versucht 

die Anzahl der für Flüchtlinge angemieteten Wohnungen zu verringern. Die 
Betroffenen fallen nun in die Zuständigkeit des Job-Centers. Im schlimmsten Fall 

droht ihnen die Obdachlosigkeit. Der Kreisvorsitzende des Städte
der Verwaltung vor, das Problem auf Rücken der 

Kommunen austragen zu wollen, da diese im Fall einer Obdachlosigkei
wären. Hierzu hatten wir am 28.11.2018 eine Anfrage gestellt, die von der 
Kreisverwaltung am 10.12.2018 beantwortet wurde. 

In einigen  Punkten sind aber noch Fragen offen geblieben. Deshalb bitten wir 
um die Beantwortung der folgenden Fragen: 

Hat es Fälle gegeben, in denen die betroffenen Gemeinden Geflüchteten in 
Wohnungen eingewiesen haben?  Falls ja, wie oft kam das vor? 

Das soziale Umfeld ist für eine gelungene Integration von großer 

Bedeutung. Leider geht aus ihrer Antwort nicht hervor, ob dieser Aspekt 
Berücksichtigung findet. Deshalb bitten wir um eine eindeutige An
darauf Rücksicht genommen wird, wenn die Betroffenen in ihrem Umfeld gut 

Leider wird Frage nach einer gemeinsamen Lösung mit dem Jobcenter seiten

Verwaltung nur teilweise beantwortet. Gerade vor dem Hintergrund, dass auch die 

II-Empfänger_innen auch vom Landkreis finanziert werden 

und dass Jobcenter eine gemeinsame Einrichtung von Landkreis und Agentur für Arbeit 

wäre eine gemeinsame Lösung hier naheliegend. Zudem eine Wohnungssuche der 

Geflüchteten für die vorgesehene Integration in den Arbeitsmarkt wohl eher hinderlich 

ist. Deshalb wiederholen wir unsere Frage: Wird versucht zusammen mit dem Job

Falls nein, warum nicht? Ist dies schon einmal Thema in der 

Trägerversammlung gewesen? 

 

Hildesheim, 6.2.2019 

in der Sitzung des Migrationsausschusses am 20.11.2018 und in einem Artikel 
der HiAZ vom 21.11.2018 wurde darüber berichtet, dass der Landkreis versucht 

die Anzahl der für Flüchtlinge angemieteten Wohnungen zu verringern. Die 
Centers. Im schlimmsten Fall 

es Städte- und 
der Verwaltung vor, das Problem auf Rücken der 

Kommunen austragen zu wollen, da diese im Fall einer Obdachlosigkeit zuständig 
wären. Hierzu hatten wir am 28.11.2018 eine Anfrage gestellt, die von der 

In einigen  Punkten sind aber noch Fragen offen geblieben. Deshalb bitten wir 

nen die betroffenen Gemeinden Geflüchteten in 

Das soziale Umfeld ist für eine gelungene Integration von großer 

ob dieser Aspekt 
Berücksichtigung findet. Deshalb bitten wir um eine eindeutige Antwort, ob  
darauf Rücksicht genommen wird, wenn die Betroffenen in ihrem Umfeld gut 

Leider wird Frage nach einer gemeinsamen Lösung mit dem Jobcenter seitens der 

Verwaltung nur teilweise beantwortet. Gerade vor dem Hintergrund, dass auch die 

Empfänger_innen auch vom Landkreis finanziert werden 

und dass Jobcenter eine gemeinsame Einrichtung von Landkreis und Agentur für Arbeit 

wäre eine gemeinsame Lösung hier naheliegend. Zudem eine Wohnungssuche der 

Geflüchteten für die vorgesehene Integration in den Arbeitsmarkt wohl eher hinderlich 

ist. Deshalb wiederholen wir unsere Frage: Wird versucht zusammen mit dem Job-Center 
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Mit freundlichen Grüßen  

gez. Holger Schröter-Mallohn    gez. Joachim Sturm 

Fraktionsvorsitzender     Fraktionsvorsitzender 

 

f.d.R. 

 

Klaus Schäfer       Marian Hans 
Fraktionsgeschäftsführer                                             Fraktionsgeschäftsführer   


